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Stellungnahme des Forum Sozial e.V. zur Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes (KiTaG) 

 

Sehr geehrte Frau Heinrich, sehr geehrte Damen und Herren, 

als Trägervereinigung von landesweit 64 Kindertageseinrichtungen mit etwa 2600 Plätzen nutzen wir 

gern die Möglichkeit, zur Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes (KiTaG) Stellung zu nehmen. 

Im Forum Sozial e.V. sind vielfältige Kindertageseinrichtungen Mitglied, welche die Diversität der 

Schleswig-Hosteinischen Kita-Landschaft abbildet: 

Waldorfkindergärten, Montessori-Kinderhäuser, Kindertageseinrichtungen für Kinder mit und ohne 

Inklusionsbedarf, Kindertagesstätten, die mit Schulen in freier Trägerschaft verbunden sind und ein 

durchgehendes Bildungskonzept anbieten, Kindertagesstätten mit offenen Konzepten, kleine 

eingruppige Elterninitiativen ebenso wie auch große mehrgruppige Einrichtungen, Wald- und 

Naturkindergärten sowie Kindertageseinrichtungen in der Trägerschaft der Gemeinden.  

 

Um die angedachten Änderungen im Kindertagesförderungsgesetz eingehend betrachten zu können, 

ist es wichtig zunächst einen Blick auf die ursprüngliche Rahmung des Gesetzes zu richten: 

2021 wurde das Kindertagesförderungsgesetz mit einem Übergangszeitraum von vier Jahren 

eingeführt. Dieser sollte dazu führen, die Gesetzesnovelle in ihren pädagogisch-qualitativen 

Einzelheiten sowie auch in der finanziellen Auskömmlichkeit zu prüfen, Nachsteuerungsbedarfe 

mittels einer Evaluation zu identifizieren und daraufhin Anpassungen vorzunehmen. 

Innerhalb des Evaluationszeitraumes wurde kürzlich das Vorschaltgesetz verabschiedet, wodurch das 

ursprüngliche Übergangssystem ab 2025 zum neuen Zielsystem wird. Als Konsequenz bleiben die 

Standortgemeinden im Finanzierungsstrom weiterhin eingebunden. 

Zum Inkrafttreten des Gesetzes war weder die aktuelle Haushaltslage ein Bewertungskriterium des 

Gesetzes noch existierte ein 10-Punkte-Paket, das losgelöst von dem fachlichen Diskurs im 

Fachgremium aufgesetzt wurde und die Qualität in Kindertageseinrichtungen schmälert, anstatt auf 

die sich in der Evaluation deutlich abzeichnenden Notwendigkeiten eines weiteren Qualitätsausbaus 

einzugehen. 

Zum Zeitpunkt der Stellungnahme liegt kein fehlerfreies Prognosetool vor, sodass sich die finanziellen 

Auswirkungen der Gesetzesanpassung nicht realistisch bewerten lassen. Das zweite nun vorliegende 
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umfassendere „Pre-Alpha-Fördertool“ weist andere Parameter auf als die im Gesetzesentwurf 

hinterlegten. Dadurch entstehen Differenzen aus der Kita Sonnenschein und dem neuen Tool, aus 

denen sich keine realistischen Werte ableiten lassen. Des Weiteren ist nun nicht mehr ersichtlich, 

welche Berechnungsparameter als zukünftige Grundlage für das Gesetz dienen sollen. Diese 

Unsicherheiten werden auch durch die neueste Version des „Pre-Alpha-Fördertools“ nicht bereinigt, 

sondern es werden weitere komplexe Fragen aufgeworfen bezüglich der Änderungen von im 

vorliegenden Gesetzesentwurf hinterlegten Parametern. Beispielhaft stellt sich die Frage, wie eine 

Berechnung der Stellenanteile der Erst- und Zweitkräfte in Naturgruppen hinterlegt ist. In 

Naturgruppen sollten ausschließlich erste Fachkräfte eingesetzt werden1. Dies wird derzeit nicht 

berücksichtigt. Auch die Absenkung der Anteile für die stellvertretenden Leitungskräfte ist nicht 

nachvollziehbar und entspricht nicht der Vorgabe im Gesetzesentwurf. 

Uns liegen somit nicht die notwendigen Informationen vor um eine umfassend qualifizierte 

Stellungnahme in Bezug auf die Auskömmlichkeit der SQKM-Sätze (Standardqualitätskostenmodell) 

vorzulegen, zumal für die Prüfung der neuesten Version des Fördertools im Rahmen des 

Stellungnahmezeitraumes nur zwei Werktage zur Verfügung stehen. 

Unter diesen Gegebenheiten werden wir uns in der Stellungnahme eng am vorliegenden 

Gesetzesentwurf orientieren um sachlich-inhaltliche Perspektiven darzulegen. 

 

Zu §§ 1, 18, 25, 51 Gastkinder 

Die Aufnahme von Gastkindern gewährleistet eine familienfreundliche Organisation der Betreuung 

und bietet den Trägern die Möglichkeit, flexibel auf Familienbedarfe zu reagieren sowie 

Kennlernprozesse individueller zu gestalten. 

Folgende Fragestellungen sind derzeit nicht geklärt: 

- Entstehen Eltern Kosten für die Unterbringung ihrer Kinder als Gastkinder? 

- Unterliegen mögliche Kosten dem Elterndeckel? 

- Werden diese Beiträge als Einnahmen des Einrichtungsträgers gewertet? 

- Können Kinder, die außerhalb des Kitasystems betreut werden (z.B. Grundschulkinder im 

Betreuungsangebot der Grundschule), Gastkinder sein? 

- Wie sind Gastkinder versichert? 

- Müssen Gastkinder in die Datenbank eingepflegt werden? 

 

Zu § 3 Kita-Datenbank, Datenverarbeitung, regelmäßige Datenübermittlung, 

Verordnungsermächtigung 

Die Weitergabe von personenbezogenen Daten bedarf eines dringenden Abgleichs mit den 

datenschutzrechtlichen Vorgaben. 

- Zu welchem Zweck werden personenbezogene Daten wie beispielsweise der Name erhoben? 

- Haben die Heimaufsichten Zugriff auf die entsprechend benötigten Daten, sodass Träger von 

Einrichtungen diese nur an einer Stelle hinterlegen müssen? 

 

Zu § 5 Augustlücke 

Hinsichtlich der Verbindlichkeit ist eine frühzeitige Abfrage für die Nutzung des Betreuungsangebotes 

bis zur Einschulung der Kinder sinnvoll. Der Zeitpunkt im April ist jedoch sehr früh gewählt, 

                                                           
1 vgl. hierzu die Broschüre: Die Natur-Kita - Ein Leitfaden für die Gründung und den Betrieb 

von Naturkindertageseinrichtungen und Naturgruppen in Schleswig-Holstein, Stand 2024 



 
Forum Sozial e.V. | Goethestraße 9 | 24116 Kiel | 0431-55689986 3 
 

insbesondere für „Kann-Kinder“, die auf eine ärztliche Schuleingangsprüfung angewiesen sind, deren 

Zeitpunkt der Durchführung meist später im Jahr stattfindet. Auch der Bescheid der Rückstellung 

eines Kindes muss entsprechend vorher eingehen. Hier gilt es weitreichende Verwaltungsabläufe 

unterschiedlicher Akteure anzupassen. 

 

Zu § 7 Anspruch auf Geschwisterermäßigung und soziale Ermäßigung von Elternbeiträgen 

Die gesetzliche Normierung der rückwirkenden Antragsstellung bewerten wir als positiv, da 

hierdurch eine verbindliche Handlungsnorm geschaffen wird. 

 

Zu § 15 Anspruch auf Förderung der Standardqualität 

Dass zukünftig Überprüfungen anlassbezogen und nicht mehr stichprobenartig stattfinden werden, 

ist sehr begrüßenswert. So wird die Basis für eine vertrauensvolle Beziehung zwischen freiem Träger 

und dem Träger der örtlichen Jugendhilfe gelegt. Ebenso positiv zu bewerten ist die angedachte Frist 

zur Nachbesserung zur Erfüllung der Fördervoraussetzungen. Diese ermöglicht dem freien Träger in 

gemeinsamer Absprache die Anforderungen dauerhaft zu erfüllen. 

Kriterien für eine mögliche Rückforderung von Mitteln im Zusammenhang mit außerplanmäßigen 

Schließungen müssen für alle Beteiligten transparent im Gesetz benannt werden. 

- Welche Kriterien zur Rückforderung von Fördermitteln bei außerplanmäßigen Schließungen 

werden zugrunde gelegt? 

- Was gilt für eingruppige Einrichtungen, die keine Möglichkeit der Gruppenzusammenlegung 

haben? 

 

Zu § 15a Finanzierungsvereinbarungen 

Durch das im Vorschaltgesetz beschlossene Procedere, das darauf abzielt, dass Träger keine 

Eigenleistungen zur Standardqualität einbringen, ist es umso wichtiger, dass die Standardqualität 

ausreichend finanziert ist. Ist dies nicht der Fall und gibt es keine Fehlbedarfsfinanzierung durch die 

Standortgemeinde, ist der Betrieb der Einrichtung möglicherweise gefährdet. 

 

Zu § 18 Aufnahme von Kindern und Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

Das Festlegen eines allgemeinen Stichtages für die Platzvergabe ist sinnvoll, jedoch wird dies nicht zu 

einer schnelleren verbindlichen Entscheidung der Eltern zur Platzannahme führen. Auch steht dies im 

Gegensatz zur Verpflichtung der unterjährigen Aufnahme von Kindern und kann die Eltern 

dahingehend verunsichern, dass eine Anmeldung nur zum Stichtag möglich sei. 

Eine Doppelbelegung von Plätzen muss durch die Kita-Datenbank ausgeschlossen sein. Sollte es trotz 

einer schriftlichen Bestätigung der Eltern über ein Nicht-Vorliegen eines anderen 

Betreuungsverhältnisses zu einer Doppelbelegung kommen, darf dies nicht zu finanziellen Lasten des 

Einrichtungsträgers kommen. 

 

Zu § 22 Außerplanmäßige Schließung 

Um eine Benachteiligung von eingruppigen Einrichtungen zu vermeiden, sollte es hier eine erweiterte 

Regelung geben, dass eingruppige Einrichtungen Kooperationen eingehen können, um eine 

Gruppenzusammenlegung zu ermöglichen. Diese sind Eltern bei Abschluss des Betreuungsvertrages 

zu nennen. 

 

 



 
Forum Sozial e.V. | Goethestraße 9 | 24116 Kiel | 0431-55689986 4 
 

Zu § 23 Räumliche Anforderungen  

Wir befürworten die anderweitige Nutzung von Schlafräumen sowie das Schlafen in geeigneten 

Krippenwägen. So kann auf die täglichen Anforderungen flexibel reagiert werden.  

 

Zu § 26 Anstellungsschlüssel 

Grundsätzlich begrüßen wir den Anstellungsschlüssel als Berechnungsgrundlage für das 

anzustellende Personal. Positiv ist der flexiblere Personaleinsatz in Trägerverantwortung. 

Jedoch bedeutet eine Personalbelegung auf Grundlage der Mindestanforderung einen Abbau der 

bisher gesetzlich geforderten Standardqualität, der Zulasten des vorhandenen Personals geht und zu 

einer hohen und unter dem Aspekt des Fachkräftemangels zu einer dauerhaften Mehrbelastung der 

vorhandenen pädagogischen Fachkräfte wird. Auch die Standards bezüglich der Qualität der 

Betreuung können durch die Mindestpersonalausstattung nicht gehalten werden. 

Zudem wird eine Prüfung bezüglich der Sicherung des Kindeswohls im Einvernehmen mit den 

Mindestkriterien der Heimaufsicht zur Aufsichtspflicht unabdingbar. 

Die Absenkung des Personalschlüssels in Krippen führt unbestritten zu einem deutlichen 

Qualitätsabbau in der täglichen Betreuung der Unterdreijährigen. 

 

Zu § 27 Mindestanwesenheit von Betreuungskräften und außerplanmäßige Schließungen 

Bezüglich der Schließzeiten stellt sich die Frage, ob die Heimaufsicht und der örtliche Träger Zugang 

zur Kita-Datenbank haben oder eine doppelte Meldung notwendig wird.  

 

Zu § 29 Verfügungszeiten und Leitungsfreistellung 

Ein Ergebnis der Evaluation des KiTaG war, dass sowohl die hinterlegten Zeiten für 

Leitungsfreistellung und Verfügungszeit nachgewiesenermaßen nicht ausreichend sind und dringend 

einer Anpassung bedürfen. Dass im vorliegenden Gesetzesentwurf nach wie vor dieselben Werte 

hinterlegt sind, bedeutet eine manifestierte Qualitätsabsenkung. Durch den neu definierten 

Anstellungsschlüssel besteht die Gefahr, dass bei geringem Personalstand die nun als „angemessen“ 

definierten Leitungs- und Verfügungszeiten im Alltag nicht ausreichend genutzt werden können um 

die Betreuung der Kinder zu gewährleisten.  

 

Zu § 35 Prüfung der Fördervoraussetzungen, Rückforderung von Fördermitteln (alt)  

Der Wegfall der Rückforderung von Fördermitteln sowie der stichprobenartigen Überprüfung von 

Einrichtungen ist sehr positiv zu bewerten, gibt den Trägern eine mögliche flexible 

Organisationssteuerung zurück und vermindert den alltäglichen Verwaltungsaufwand der 

Dokumentation immens. 

 

Zu § 37 Finanzierung des pädagogischen Personals   

Die Berechnung der Personalkosten nach dem TVöD-SuE in der Eingruppierungsstufe 4 erscheint auf 

Grundlage der Evaluationsergebnisse nicht folgerichtig. Die verkürzte Stufenlaufzeit ab Ende 2024 

führt zusätzlich zu einem schnelleren Stufenaufstieg und zu einer Verschiebung der Gehälter in 

höhere Stufen. Zudem wurden Daten aus den vergangenen Jahren zugrunde gelegt, die nicht den 

aktuellen Stand widerspiegeln. Vor diesem Hintergrund ist auch das in 2027 erstmals geplante 

Monitoring zur Überprüfung der Passgenauigkeit der Werte viel zu spät angesetzt, wenn bekannt ist, 

dass die jetzigen Werte schon heute nicht auskömmlich hinterlegt sind.  



 
Forum Sozial e.V. | Goethestraße 9 | 24116 Kiel | 0431-55689986 5 
 

Eine Berücksichtigung der Gehaltsnebenkosten und Gemeinkosten wird rechnerisch nicht mit dem 

Faktor 1,4 gedeckt. Dies führt strukturell zu einer Unterfinanzierung im Bereich der Personalkosten.  

 

Zu § 38 Personalbudget 

Grundsätzlich begrüßen wir die Darstellung der Personalkosten über einen Anstellungsschlüssel, 

allerdings sollte die Berechnung verständlich und für jede Einrichtungsleitung nachvollziehbar 

dargestellt sein. Zumindest die Berechnungstools müssen sich auf die im Gesetz hinterlegten 

Parameter berufen. Die Berechnung wirft verschiedene Fragen auf: 

- Sind alle Parameter richtig bezeichnet? 

- Ist eine grundsätzliche Einberechnung von Leitung und stellvertretender Leitung richtig 

dargestellt?  

- Wie rechtfertigt sich die Darstellung von FSJ/BFD über das Berechnungstool, wenn diese 

nicht auf den Anstellungsschlüssel angerechnet werden können? Diese müssen als 

zusätzliche Kräfte außerhalb der Berechnung des Anstellungsschlüssels dargestellt werden. 

- Ist der Faktor der Vertretungsstunden richtig berechnet? 

Die Annahme von 15 Krankheitstagen entspricht keinesfalls den Evaluationsergebnissen. 

Sachauskünfte der Krankenkassen in Schleswig-Holstein zur Höhe der Krankentage zeigen ein viel 

höheres Bild von bis zu 27 krankheitsbedingten Ausfalltagen im Jahr. Diese Faktenlage zu ignorieren 

bedeutet eine weitere bewusste Unterfinanzierung Zulasten der pädagogischen Fachkräfte, die 

bisher noch im System verbleiben. 

Eingruppige Einrichtungen sollen in der Personalausstattung statt der eingebrachten 0,4 Stellen nur 

0,2 Stellenanteile mehr erhalten. Hierbei ist es wichtig, die eingruppigen Standorte gleichwertig zu 

behandeln und im Gesetzestext entsprechend zu ergänzen. (Beispiel: Viergruppige Kita, eine Gruppe 

ist 5 km weiter in einer ehemaligen Bankfiliale untergebracht. Die Leitung ist in der Haupteinrichtung. 

Die Außenstelle sollte daher ebenfalls mit 0,2 Personalstellen mehr unterstützt werden können, um 

den Betrieb der Gruppe zu gewährleisten.) 

Die Evaluationsergebnisse haben gezeigt, dass 7,8 Stunden für Leitungs- sowie Verfügungszeiten in 

keinem Maße ausreichend sind. Dennoch werden diese Zahlen auch im jetzigen Gesetzesentwurf 

weiterhin verwendet und nicht erhöht. Auch hier wird die pädagogische Qualität bewusst strukturell 

und finanziell gemindert. 

 

Zu § 39 Finanzierung des nicht-pädagogischen Personals und der Sachkosten 

Durch die Abbildung eine pauschalen Sachkostenwertes inklusive der Investitionskosten, des nicht-

pädagogische Personals, der Mieten und weiterer Posten ist eine betriebswirtschaftliche Steuerung 

kaum möglich. Eine transparente Darstellung der hinterlegten Werte sowie der Steigerung dieser 

erachten wir als dringend notwendig. Insbesondere die Hinterlegung der Refinanzierung des nicht-

pädagogischen Personals als Sachkosten wurde im Evaluationsbericht sowie in den nachfolgenden 

Workshops des Fachgremiums mit aller Expertise der schleswig-holsteinischen Kita-Landschaft als 

nicht sachgerecht identifiziert. Es bedarf dringend einer Trennung von Sachkosten und 

Personalkosten. Somit wird eine Darstellung von pädagogischen und nicht-pädagogischen 

Personalkosten neben den Sachkosten notwendig. 

Die Finanzierung des nicht-pädagogischen Personals und der Sachkosten wirft weitere Fragen auf: 

- Welche Kosten sind in den Sachkosten hinterlegt? 

- Wie werden Mietkosten dargestellt? 

- Welche Refinanzierungsmöglichkeiten gibt es bezüglich von Investitionskosten?  
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- Was gehört zur Standardqualität im Bereich der Sachkosten (Außenspielgeräte, Mobiliar, 

Ausstattung) sowie des nicht pädagogischen Personals (Hauswirtschaft, Reinigung, 

Gartenpflege, Hausmeister) und wie genau sieht die finanzielle Hinterlegung für diese Posten 

aus?  

Naturgruppen ohne Anschluss an Regelgruppen benötigen einen Leitungs- und Personalraum. Hier 

passt der Abzug nicht, da diese Gruppen ebenfalls über eine Infrastruktur verfügen müssen, um z.B. 

verpflichtende Datenpflege sowie Elterngespräche durchführen zu können. Die 

Sachkostenberechnung muss hier analog zur Regelgruppe angesetzt werden. 

 

Zu § 53 Pauschalsatz pro Kind 

Die Grundlage von 15 regulären Schließtagen (zur Orientierung: im neuen „Pre-Alpha-

Förderungstool“ 18,8) ist nicht nachvollziehbar. Die Annahme von 20 planmäßigen Schließtagen ist 

aufgrund der im Gesetz benannten Schließtage folgerichtig und muss angepasst werden. 

 

Zu § 56 Fachgremium 

Der Austritt des Ministeriums aus der bisherigen Besetzung des Fachgremiums zieht eine strukturelle 

Verschiebung der fachlichen Diskussion nach sich. Das Fachgremium erhält hierdurch vorrangig die 

Funktion eines Beirates. Dieses hinterfragen wir aufgrund der weiteren Prozessgestaltung kritisch, 

sodass wir dieses Vorhaben ablehnen. Wünschenswert ist eine externe Sitzungsleitung und ein 

Verbleiben des Sozialministeriums im Fachgremium. 

 

Zu § 58 Monitoring und Überprüfung der Kalkulationsparameter 

Ein im Drei-Jahrestakt angesetztes Monitoring bildet die Kostensteigerungen bezüglich der Personal- 

und Sachkosten inklusive der Investitionskosten zu spät ab. Eine mögliche Unterfinanzierung durch 

steigende Kosten wird hierbei strukturell verankert. 

 

 

Grundsätzlich ist nicht von einer Auskömmlichkeit für eine qualitativ hochwertige 

Kindertagesbetreuung durch das SQKM auszugehen. Die Beibehaltung vieler in der Evaluation als zu 

niedrig angesetzten Parameter spiegeln deutlich die Haushaltslage wider, jedoch nicht die fachliche 

Evaluation zur Verbesserung und Sicherung der Qualität sowie der Wahrung und dem Ausbau von 

Kitaplätzen. Der ursprünglich angesetzte Anspruch an eine Weiterentwicklung der 

Betreuungsqualität wird nicht erfüllt. Abschließend ist festzustellen, dass durch die fehlende 

Konkretisierung verschiedener Parameter die Auslegung einer Standardqualität bestehen bleibt und 

somit in die Verantwortung der Standortgemeinden und Träger übergeben wird. 

Mindestqualitätsstandards werden somit unterschiedlich finanziert, und der Träger ist abhängig von 

der Finanzkraft und sozialen Verantwortung der Standortgemeinde. 

 

Für Fragen und weiterführende Gespräche über unsere Position stehen wir gern zu Verfügung und 

danken für Ihr Interesse. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

Birte Lindenthal und Annika Schneider 


